
2023/0454/680 
öffentlich 
Beschlussvorlage 
680 - Eigenbetrieb Stadtentwässerung 
Bericht erstattet: Herr Orschekowski 

 

 

Feststellung Jahresabschluss 2021 und Verwendung 
des Ergebnisses 2021 der damaligen Sonderrechnung 
Abwasserbeseitigung der Kreisstadt Homburg 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Werksausschuss des Eigenbetriebs 
Stadtentwässerung (Vorberatung) 06.11.2023 N 

Stadtrat (Entscheidung) 07.11.2023 Ö 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Jahresabschluss 2021 des Abwasserbetriebes wird mit einer Bilanzsumme in 
Höhe von 72.495.027,61 €, Aufwendungen i.H.v. 12.625.923,75 € und Erträgen in 
Höhe von 13.437.443,83 € festgestellt.  
 
Das Jahresergebnis 2021 in Höhe von 811.520,08 € wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.   
 
Der Betriebsleiter der damaligen Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der 
Kreisstadt Homburg wird für das Wirtschaftsjahr 2021 entlastet. 
 
Sachverhalt 
 
Der Jahresabschluss 2021 ist abschließend geprüft und mit einem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
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Prüfungsbericht

Jahresabschluss
zum 31. Dezember 2021
und Lagebericht

Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt Homburg
Homburg

   11048   01     12.04.2023
        

unverbindlicher Entwurf
vor Durchsicht auf Rechen- und Schreibfehler,
spätere Änderungen vorbehalten,
nicht zur Weitergabe an Dritte bestimmt

Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich ausschließlich an die Organe des
angegebenen Unternehmens, ohne dadurch ein etwaiges, gesetzlich begründetes
Recht Dritter zum Empfang oder zur Einsichtnahme  zu beeinträchtigen.
Die Weitergabe der vorliegenden elektronischen Kopie an Dritte bedarf unserer
vorherigen schriftlichen Zustimmung, soweit im Rahmen der Auftragsvereinbarung
zwischen dem Unternehmen und der Atax Treuhand GmbH keine anderen
Vereinbarungen getroffen wurden.
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A. Prüfungsauftrag

Der Bürgermeister der Stadt Homburg als Betriebsleiter (in Vertretung) des als
Sonderrechnung geführten Betriebes Abwasserbeseitigung der Stadt Homburg –
im Folgenden auch kurz „Abwasserwerk“ oder „Betrieb“ genannt – hat uns beauf-
tragt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 unter Einbeziehung der zu-
grundeliegenden Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2021
nach berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prü-
fung zu berichten.

Dem am 13. Januar 2023 erteilten Prüfungsauftrag ging ein Beschluss des Stadt-
rates vom 2. Juni 2022 voraus. Wir haben den Auftrag mit unserem Schreiben 
vom 31. Januar 2023 angenommen.

Der Betrieb ist gem. Stadtratsbeschluss verpflichtet, die Bestimmungen des zwei-
ten Teils der EigVO über die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen anzu-
wenden und somit einen Jahresabschluss und Lagebericht aufzustellen und diese 
nach § 124 KSVG und nach der Verordnung über die Prüfung des Jahresab-
schlusses der Eigenbetriebe und sonstigen Unternehmen ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit mit Sonderrechnung prüfen zu lassen.

Bei unserer Prüfung wurden auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG beachtet. Den notwendigen Fragenkatalog nach IDW PS 720 haben wir in 
der Anlage 8 wiedergegeben.

Dieser Prüfungsbericht wurde nach den Grundsätzen des IDW Prüfungsstan-
dards 450 erstellt.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung
die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Ver-
hältnis zu Dritten, liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefüg-
ten „Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017“ zugrunde.
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B. Grundsätzliche Feststellungen

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die Betriebsleitung

1. Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf

In seinem Lagebericht zum 31. Dezember 2021 stellt der Bürgermeister - in seiner 
Funktion als Betriebsleiter der Sonderrechnung Abwasserbeseitigung - die wirt-
schaftliche Situation des Betriebes im abgelaufenen Geschäftsjahr dar und geht 
zudem auf Risiken und Chancen der zukünftigen Entwicklung ein.

Unseres Erachtens sind folgende Sachverhalte von besonderer Bedeutung für die 
Einschätzung des bisherigen Geschäftsverlaufes:

Das Jahresergebnis fiel mit einem Jahresgewinn von insgesamt 812 T€ um 
693 T€ höher aus als das im Wirtschaftsplan veranschlagte Jahresergebnis. Der 
Wirtschaftsplan sah im Wesentlichen höhere Auswendungen, insbesondere höhe-
re Materialaufwendungen und Zinsaufwendungen, vor. 

Der Jahresgewinn soll auf neue Rechnung vorgetragen werden.

An die Beschreibung der Ertragslage schließt sich ein Überblick über die Investiti-
onen des Berichtsjahres, gegliedert nach immateriellem Anlagevermögen, Sach-
anlagevermögen und Anlagen im Bau, an. Folgende Beträge wurden im Berichts-
jahr als Zugänge erfasst:

Immaterielle Vermögensgegenstände 42 T€ 
Abwassersammelanlagen 22 T€
Anlagen im Bau 454 T€

Zum Bilanzstichtag bestehen Anlagen im Bau in Höhe von 1.312 T€.

Das Eigenkapital hat sich entsprechend des positiven Jahresergebnisses um 
812 T€ auf insgesamt 24.544 T€ erhöht.

2. Zukünftige Entwicklung mit ihren wesentlichen Risiken und Chancen

Der Betriebsleiter identifiziert drei für die weitere wirtschaftliche Entwicklung der 
Sonderrechnung wesentliche Risiken:

digitaler Prüfungsbericht



6

Wesentliches Risiko liegt im Zustand des Kanalsystems. Diesem Risiko wird im 
Abwasserbetrieb der Kreisstadt Homburg mittels einer Kanaldatenbank begeg-
net, die die rechtzeitige Einleitung von Sanierungsmaßnahmen gewährleisten 
soll. Für diese zurzeit überwiegend mit „Inlinern“ durchgeführten Maßnahmen 
wurden im Berichtsjahr 2,15 Mio. € bereitgestellt.

Der Darlehensbestand in einem Volumen von 37,3 Mio. Euro generiert eine 
nicht unerhebliche Zinslast. Da sich dieses Darlehensvolumen in einer Phase 
historisch niedriger Zinsen aufgebaut hat, sind die Zinserhöhungsrisiken für die 
Ertragslage besonders sensibel zu beobachten. In den letzten Jahren wurden 
bei Finanzierungen längerfristige Zeiträume gewählt. Zudem konnten die An-
schlussfinanzierungen günstiger abgeschlossen werden. Finanzierungsinstru-
mente zur Zinssicherung werden bislang jedoch nicht eingesetzt. Die Liquidi-
tätskontrolle erfolgt permanent durch die Finanzbuchhaltung. Steigt das Zinsni-
veau längerfristig an, muss die Bedienung des Zinsanteils des Kapitaldienstes
durch eine Gebührenerhöhung aufgefangen werden.

Die überörtliche Gebühr des EVS als Träger der Abwasserentsorgung wurde in 

den vergangenen Jahren nicht weiter angehoben, jedoch stellt die sogenannte 
einheitliche Verbandsumlage weiterhin die wesentliche Aufwandsposition dar.
Diesem Risiko kann nur durch frühzeitige Überprüfung der Abwassergebühr 
und wenn erforderlich mit einer zukünftigen Gebührenerhöhung gegengesteuert 
werden.

Die Abweichung zwischen dem im Wirtschaftsplan veranschlagte Jahresgewinn 
und dem erwirtschaftete Jahresgewinn fließt in die Gebührenbedarfsberech-
nung 2024 mit ein.

Der Lagebericht stellt den Geschäftsverlauf des Berichtsjahres kompakt dar. Die 
zentralen wirtschaftlichen Risiken aus anhaltend hohen Investitions- und Sanie-
rungslasten und deren Finanzierung werden plausibel und zutreffend dargestellt.
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C. Durchführung der Prüfung

I. Gegenstand der Prüfung

Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht für das zum 31. Dezember 2021 endende Geschäftsjahr geprüft.

Die Buchführung, der Jahresabschluss gemäß den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung und den für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften sowie der Lagebericht gemäß den Bestimmungen der Eigenbe-
triebsverordnung unterliegen ebenso der Verantwortung der Betriebsleitung wie 
die Inhalte der im Rahmen unserer Prüfung uns gegenüber erteilten Auskünfte 
und Nachweise.

Dies vorausgeschickt, haben wir die Aufgabe, auf der Grundlage unserer Prüfun-
gen ein Urteil über den Jahresabschluss und den Lagebericht abzugeben.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit 
zu den Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich daraus üblicherweise Rückwir-
kungen auf den Prüfungsgegenstand ergeben.

Auftragsgemäß waren auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 
und des hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium für Finan-
zen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten
IDW-Prüfungsstandards 720 „Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG“ zu be-
achten. 

II. Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Bei der Durchführung unserer Prüfungen haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. 
HGB und die vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung beachtet. Danach ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden.

Wir haben die angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrund-
sätze untersucht, die Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
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schluss und Lagebericht stichprobenartig geprüft und die Gesamtaussage von
Jahresabschluss und Lagebericht beurteilt. Diese Prüfung bildet - nach unserem 
Ermessen - eine hinreichend sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil.

Auf der Grundlage eines risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes haben 
wir zunächst eine Prüfungsstrategie erarbeitet. Diese basiert auf einer Einschät-
zung des Unternehmensumfeldes, Auskünften der Betriebsleitung über die we-
sentlichen Ziele, Strategien und Geschäftsrisiken. Weiterhin erfolgten eine vorläu-
fige Einschätzung von Risiken im Bereich des Rechnungswesens, eine grundsätz-
liche Beurteilung des internen Kontrollsystems sowie analytische Prüfungshand-
lungen zur Einschätzung von Prüfungsrisiken und zur vorläufigen Beurteilung der 
Lage des Betriebes.

Es wurden auch unsere Feststellungen aus der vorangegangenen Jahresab-
schlussprüfung der Gesellschaft berücksichtigt.

Zur Festlegung von Prüfungsschwerpunkten sind daraufhin kritische Prüfungsziele 
identifiziert und ein Prüfungsprogramm entwickelt worden. In diesem Prüfungspro-
gramm sind der Ansatz und die Schwerpunkte der Prüfung sowie die Art und der 
Umfang der Prüfungshandlungen festgelegt. Dabei werden auch die zeitliche Ab-
folge der Prüfung und der Mitarbeitereinsatz geplant.

Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu 
folgenden Schwerpunkten der Prüfung:

1. Bilanzierung des Anlagevermögens
2. Vollständigkeit und Bewertung der Forderungen und Verbindlichkeiten
3. Prüfung der Angaben in Anhang und Lagebericht
4. weitere Einzelsachverhalte mit wesentlichen Auswirkungen auf die Darstel-

lung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage.

Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten Sys-
tem- und Funktionstests, analytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfun-
gen.

Bei der Analyse und Beurteilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sind wir folgendermaßen vorgegangen:

Zunächst haben wir die wesentlichen Geschäftsprozesse identifiziert und analy-
siert. Darauf aufbauend haben wir die diesbezüglichen Steuerungs- und Überwa-
chungsmechanismen untersucht. Im anschließenden Schritt haben wir geprüft in-
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wieweit die hinsichtlich unseres Prüfungsrisikos relevanten Geschäftsrisiken durch 
die vorhandenen Mechanismen erfasst und gemindert werden. Grundlage dieser 
Prüfung sind unsere Kenntnisse über den Betrieb, seine Ziele, seine Strategie und 
sein wirtschaftliches Umfeld.

Die Erkenntnisse aus der Bearbeitung dieses Prüfungsfeldes sind die Basis für die 
anschließende Auswahl analytischer und einzelfallbezogener Prüfungen.

Die Prüfungsarbeiten haben wir – mit Unterbrechungen – in den Monaten Januar
bis April 2023 durchgeführt.

Sämtliche von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erteilt worden. 
Die Betriebsleitung hat uns die Vollständigkeit der Buchführung, des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes schriftlich bestätigt.
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D. Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

I. Vorjahresabschluss

In der Stadtratssitzung am 13. Juli 2023 soll u. a.
der von der Betriebsleitung aufgestellte, von uns geprüfte und mit dem unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss nebst Lagebe-
richt zum 31. Dezember 2020 vorgelegt und festgestellt werden
beschlossen werden, den Jahresgewinn in Höhe von 1.187.308,54 € zur Til-
gung des Verlustvortrags in Höhe von 349.021,25 € zu verwenden und ein Be-
trag in Höhe von 838.287,29 auf neue Rechnung vorzutragen.

II. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne 
Kontrollsystem ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete 
Erfassung und Buchung der Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend 
gegliedert, das Belegwesen klar geordnet.

Damit entsprechen die Buchführung und die weiteren in Zusammenhang damit 
geprüften Unterlagen nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften
und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung.

III. Jahresabschluss

Der uns zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 ist ord-
nungsgemäß aus den Büchern und den sonst erforderlichen Aufzeichnungen des
Betriebes abgeleitet worden.

Die Eröffnungsbilanzwerte wurden korrekt aus dem Vorjahresabschluss über-
nommen.

Der Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
dem Anhang, wurden nach den Rechnungslegungsvorschriften des Handelsge-
setzbuches und den ergänzenden Regelungen des zweiten Teils der EigVO auf-
gestellt. Das heißt insbesondere, dass die Vorschriften zu Ansatz, Ausweis und 
Bewertung beachtet, der Stetigkeitsgrundsatz befolgt und alle erforderlichen An-
gaben in den Anhang aufgenommen wurden.
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Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetzli-
chen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. 
Die Prüfung ergab keine Beanstandungen.

IV. Lagebericht

Unsere Einschätzung der Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter des 
Abwasserwerkes haben wir bereits im Kapitel B. I. dieses Berichtes dargelegt.

Der Lagebericht schildert den Geschäftsverlauf, die Lage und die wesentlichen 
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung in zutreffender Weise. Er steht im 
Einklang mit den Aussagen des Jahresabschlusses und unseren im Rahmen der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Insgesamt kann festgestellt werden, dass
der Lagebericht alle vorgeschriebenen Angaben enthält und er damit den gesetzli-
chen Vorschriften entspricht.

E. Stellungnahme zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

I. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Anhang dargestellt und er-
läutert.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 wurde nach den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes und den ergänzenden Vorschriften des
Handelsgesetzbuches in der Fassung des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes
(BilRUG) vom 17. Juli 2015 aufgestellt.

digitaler Prüfungsbericht



12

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes.

F. Analyse der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage

Im Rahmen unserer Berichterstattung über die Gesamtaussage des Jahresab-
schlusses haben wir – gesetzlich zulässig – auf eine weitere Aufgliederung und 
Erläuterung einzelner Posten des Jahresabschlusses verzichtet, da die wesentli-
chen Angaben bereits im Anhang enthalten sind und sich dadurch die Darstellung 
der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage nicht wesentlich verbessert.

Im Übrigen verweisen wir auf die analysierende Darstellung der Vermögens-, 
Ertrags- und Finanzlage im nun folgenden Abschnitt.

Aus rechentechnischen Gründen können in den Tabellen Rundungsdifferenzen in 
Höhe von ± einer Einheit (€, % usw.) auftreten.

I. Vermögenslage 

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2021 nach 
wirtschaftlichen und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den ent-
sprechenden Bilanzposten zum 31. Dezember 2020 gegenübergestellt. (vgl. Anla-
ge 1).

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite 
dem langfristig (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem mittel- und kurzfristig ge-
bundenen Vermögen zugeordnet.

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem 
Eigen- bzw. Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine 
Zuordnung nach langfristiger (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. mittel- und kurz-
fristiger Verfügbarkeit erfolgt.
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VERMÖGENSSTRUKTUR Veränderung
T€ % T€ % T€

Langfristig gebundenes Vermögen

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände 6.441 9% 6.585 9% -144

Sachanlagen
- Abwassersammelanlagen 61.614 85% 63.011 87% -1.397
- Betriebs- und Geschäftsausstattung 18 0% 26 0% -8
- Anlagen im Bau 1.312 2% 999 1% 312

62.944 87% 64.036 88% -1.092

69.384 96% 70.620 97% -1.236
Mittel-/kurzfristig gebundenes 
Vermögen

Umlaufvermögen

Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände
- Forderungen aus Lieferungen und 
  Leistungen 360 0% 395 1% -36
- Forderungen an verbundene
  Unternehmen 487 1% 1.745 2% -1.258
- Forderungen an die Stadt 2.264 3% 0 0% 2.264

3.110 4% 2.140 3% 970
Gesamtvermögen 72.495 100% 72.761 100% -266

31.12.2021 31.12.2020

Gegenüber dem Vorjahr hat sich das Gesamtvermögen um 266 T€ vermindert. 
Diese Veränderung beinhaltet im Wesentlichen die Abnahme des Anlagevermö-
gens ( -1.236 T€) sowie der Forderungen an verbundene Unternehmen in Höhe 
von 1.258 T€ saldiert mit der Zunahme der Forderungen an die Stadt Homburg in 
Höhe von 2.264 T€. 

Das Anlagevermögen stellt weiterhin mit 96 % der Bilanzsumme die bedeutendste 
Bilanzposition des Betriebes dar. Der Rückgang um insgesamt 1.236 T€ ergibt 
sich einerseits aus Zugängen in Höhe von 519 T€ und anderseits aus den plan-
mäßigen Abschreibungen in Höhe von 1.755 T€.

Die wesentlichen Zugänge des Berichtsjahres stellen sich wie folgt dar:

- Kreuzgartenstraße 17 T€
- Kanaldatenbank 42 T€
- Nachaktivierungen 15 T€
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Anlagen im Bau:

- Obere Allee 127 T€
- Kanalsanierungen               270 T€

Aus den Anlagen im Bau wurden in 2021 folgende Maßnahmen fertiggestellt:

- Kreuzgartenstraße 127 T€

Unter den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen werden insbesondere die 
Gebührenforderungen aus Kanalbenutzung und Niederschlagswasser aus den 
Jahresverbrauchsabrechnungen verbucht. Des Weiteren sind Einzelwertberichti-
gungen mit einer Höhe von 309 T€ berücksichtigt.

Die Forderungen an verbundenen Unternehmen beinhalten ausstehende Ab-
schlagszahlungen sowie die Endabrechnung der Verbrauchsabrechnung für das 
Jahr 2021 der Stadtwerke Homburg GmbH.

Die Forderungen an die Stadt Homburg beinhalteten das Verrechnungskonto (Be-
stand der Sonderkasse) in Höhe von 2.264 T€. Hierzu verweisen wir auf die Erläu-
terungen zur Entwicklung der Finanzlage (F. III.).
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Veränderung
T€ % T€ % T€

Langfristig verfügbares Kapital

Eigenkapital

Allgemeine Rücklage 22.895 32% 22.895 31% 0
Gewinn- /Verlustvortrag 838 1% -349 0% 1.187
Jahresergebnis 812 1% 1.187 2% -376

24.544 34% 23.733 33% 812
Fremdkapital

Empfangene Ertragszuschüsse 6.558 9% 6.693 9% -136
Sonderposten für Investitionszuschüsse 3.557 5% 3.657 5% -101
Verbindlichkeiten
gegenüber Kreditinstituten 36.093 50% 35.730 49% 363

46.207 64% 46.080 63% 127
70.752 98% 69.813 96% 938

Mittel-/kurzfristig verfügbares Kapital

Fremdkapital

Rückstellungen
- sonstige Rückstellungen 105 0% 94 0% 11

Verbindlichkeiten 
- Verbindlichkeiten gegenüber
  Kreditinstituten 1.270 2% 1.346 2% -76
- Verbindlichkeiten aus Lieferungen
  und Leistungen 79 0% 84 0% -5
- Verbindlichkeiten gegenüber
  verbundenen Unternehmen 148 0% 151 0% -3
- Verbindlichkeiten gegenüber 
   der Stadt 0 0% 1.034 1% -1.034
- sonstige Verbindlichkeiten 85 0% 234 0% -149

1.686 2% 2.942 4% -1.256

passiver Rechnungsabgrenzungsposten 57 0% 5 0% 52

Gesamtkapital 72.495 100% 72.761 100% -266

31.12.2021 31.12.2020
KAPITALSTRUKTUR

Entsprechend dem Gesamtvermögen ist das Gesamtkapital um 266 T€ gesunken. 
Wesentliche Faktoren dieser Minderung sind zum einen die Abnahme der Ver-
bindlichkeiten gegenüber der Stadt (- 1.034 T€) zum anderen die Zunahme des
Eigenkapitals.

Das Eigenkapital hat sich aufgrund des positiven Jahresergebnisses um 812 T€
erhöht. Die bilanzielle Eigenkapitalquote des Betriebes beträgt 34 %. Bezieht man 
die empfangenen Ertragszuschüsse und den Sonderposten in die Betrachtung mit 
ein, so ergibt sich ein langfristig verfügbares Eigenkapital von 34.659 T€; was 
48 % des Gesamtkapitals entspricht.
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Der Rückgang des Sonderpostens für Investitionszuschüsse sowie des Sonder-
postens für empfangenen Ertragsschüssen ist durch die planmäßige Auflösung 
bedingt.

Im Berichtsjahr wurde zur Finanzierung der Investitionen ein weiteres Darlehen in 
Höhe von 1.700 T€ aufgenommen. Planmäßige Tilgungen erfolgten in Höhe von 
1.216 T€. Die notwendigen Investitionen werden sukzessiv aus der Neuaufnahme 
von Darlehen finanziert. Der sich damit aufbauende Schuldenstand bindet den 
Abwasserbetrieb langfristig in einem zunehmenden Schuldendienst.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen resultieren im Wesentlichen 
aus Unterhaltungskosten sowie Investitionsmaßnahmen und sind stichtagsbezo-
gen um 5 T€ gesunken.

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen bestehen gegenüber 
den Stadtwerken Homburg. Sie beinhalten die Abrechnung der Inkassokosten
bzw. Hebedatenermittlung in Höhe von 148 T€.

Die Abnahme der Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Homburg resultiert aus 
der Veränderung des Verrechnungskontos (Bestand der Sonderkasse). Hierzu 
verweisen wir auf die Erläuterungen zur Entwicklung der Finanzlage (F. III.).
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III. Finanzlage 

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrech-
nung auf der Grundlage des Finanzmittelfonds (= flüssige Mittel abzüglich eventuell 
bestehender Kontokorrentkredite) in Anlehnung an DRS 21 zur Kapitalflussrechnung 
mit entsprechendem Vorjahresausweis erstellt:

KAPITALFLUSSRECHNUNG 2021 2020
T€ T€

Periodenergebnis vor außerordentlichen Posten 812 1.187
 +/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 1.755 1.740
 +/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 11 42

 +/- Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge -240 -238
 -/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens 0 1

 -/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen sowie anderer Aktiva (soweit nicht Investitions- oder
Finanzierungstätigkeit) 1.294 -540

 +/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
sowie anderer Passiva (soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) -302 -1.797

 +/- Zinsaufwendungen / Zinserträge 639 1.109
 = Cash-Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 3.969 1.505
  - Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -476 -534

  - Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen -42 -68
 = Cash-Flow aus der Investitionstätigkeit -519 -602

 + Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und der Aufnahme von
(Finanz-)Krediten 1.700 320

 + Einzahlungen aus empfangenen Ertragszuschüssen 3 121

  - Zinsaufwendungen -639 -1.109
  - Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-)Krediten -1.216 -953
 = Cash-Flow aus der Finanzierungstätigkeit -152 -1.622

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 3.298 -718
 + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode -1.034 -316
 = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 2.264 -1.034

Die aus der lfd. Geschäftstätigkeit zugeflossenen Mittel (3.969 T€), die durch die Ab-
nahme der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen positiv beeinflusst sind, 
haben ausgereicht, um die Mittelababflüsse der Investitionstätigkeit (-519 T€) und der 
Finanzierungstätigkeit (-152 T€) zu decken. Zum Bilanzstichtag hat sich der Finanz-
mittelbestand im Vergleich zum Vorjahr um 3.298 T€ von -1.034 T€ auf 2.264 T€ ver-
bessert.
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G. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages

Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 HGrG und die hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium 
der Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffent-
lichten IDW PS 720 „Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG“ beachtet.

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. 
mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen han-
delsrechtlichen Vorschriften geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 8
dargestellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderhei-
ten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit 
der Betriebsleitung von Bedeutung sind.
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H. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2021 (Anlagen 1 bis 3) und dem Lagebericht für das Ge-
schäftsjahr 2021 (Anlage 4) der Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt 
Homburg, Homburg, unter dem Datum vom 12. April 2023 den folgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

Unter der Bedingung, dass der von der Betriebsleitung aufgestellte und von uns ge-
prüfte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 in der geplanten Stadtratssitzung 
am 28. September 2023 festgestellt werden wird, erteilen wir folgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk:

An die Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt Homburg, Homburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt Hom-
burg, Homburg, bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2021 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht der Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt 
Homburg für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes i.V.m. den einschlägigen deut-
schen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Betriebs zum 31.12.2021 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2021 bis zum 31.12.2021 und

vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
des Betriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Saarlandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB i.V.m. § 124 KSVG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Be-
trieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Stadtrates für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht

Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebs vermittelt. Ferner ist die Betriebsleitung
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleitung dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-
ren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern demgegenüber nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen.

Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Saarlandes entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Saarlandes zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Stadtrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Betriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebs
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Saarlandes entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m. § 124 KSVG unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffe-
nen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus

identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbe-
absichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-
trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können.

gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses rele-
vanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsur-
teil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Betriebs abzugeben.

beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Betriebs zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-
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Anlage 2                                                                                            

2021 2020

€ €

 1. Umsatzerlöse 13.292.146,75 13.393.521,09

 2. sonstige betriebliche Erträge 145.297,08 197.831,16

 3. Materialaufwand

    Aufwendungen für bezogene Leistungen -9.228.779,36 -8.557.350,67

 4. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-

gegenstände des Anlagevermögens und 

     Sachanlagen -1.754.831,30 -1.740.262,58

 5. sonstige betriebliche Aufwendungen -1.003.069,81 -997.035,24

 6. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -639.243,28 -1.109.395,22

 7. Jahresgewinn 811.520,08 1.187.308,54

    

Nachrichtlich:

Behandlung des Jahresgewinnes

 - auf neue Rechnung vorzutragen 811.520,08

Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt Homburg

Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021
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Anlage 1 zum Anhang

Mitglieder des Stadtrates Homburg (Stichtag: 31.12.2021):

1. Winfried Anslinger,
2. Matthias Bächle,
3. Ulrikde Bender
4. Maren Berger,
5. Peter Böhm
6. Wilfried Bohn,
7. Simon Brixius
8. Thorsten Bruch, 
9. Marianne Bullacher, 
10. Patrick Cappel,
11. Pascal Conigliaro, 
12. Anja Dettweiler, 
13. Michael Eckardt, 
14. Markus Emser, 
15. Peter Fuchs, 
16. Dr. Eric Gouverneur, 
17. Vanessa Haas,
18. Franca Ingao Grupico, 
19. Sevim Kaya-Karadag, 
20. Pascal Keßler
21. Prof. Dr. Frank Kichhoff,
22. Raimund Konrad, 
23. Nathalie Kroj,
24. Jörg Kühn,
25. Kristina Kulzer-Weber,
26. Katrin Lauer
27. Markus Loew,
28. Melanie Loew,
29. Jürgen Lutter, 
30. Dr. Stefan Mörsdorf,
31. Willibald Motsch
32. Otwin Neumann, 
33. Daniel Neuschwander, 
34. Carola Piazolo, 
35. Dr. Marc Piazolo,
36. Jürgen Portugall, 
37. Dr. Andreas Ragoschke-Schumm,
38. Manfred Rippel, 
39. Michael Rippel, 
40. Dorothee Rouget,
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41. Ralph Rouget,
42. Jürgen Schäfer,
43. Daniel Schütte,
44. Barbara Spaniol, 
45. Florian Spaniol,
46. Yvette Stoppiera-Wiebelt, 
47. Tim Friedrich Titt, 
48. Axel Ulmcke, 
49. Daniel Wiebelt
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Anlage 5
Seite 1

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

Unter der Bedingung, dass der von der Betriebsleitung aufgestellte und von uns
geprüfte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 in der geplanten Stadtratssitzung 
am 13. Juli 2023 festgestellt werden wird, erteilen wir folgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk:

An die Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt Homburg, Homburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der Stadt 
Homburg, Homburg, bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2021 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Sonderrechnung Abwasserbeseitigung der 
Stadt Homburg für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes i.V.m. den einschlägigen 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und
Finanzlage des Betriebs zum 31.12.2021 sowie seiner Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 und

vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Betriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Saarlandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB i.V.m. § 124 KSVG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Betrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
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Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Stadtrates für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht

Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebs vermittelt. Ferner ist die Betriebsleitung
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen –
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleitung dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern demgegenüber nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebs vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die Betriebsleitung verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Stadtrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Betriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Saarlandes entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

digitaler Prüfungsbericht



Anlage 5
Seite 3

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m. § 124 KSVG unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können.

gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Betriebs abzugeben.

beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Betriebs zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil
zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Betrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Betriebs vermittelt.

digitaler Prüfungsbericht



digitaler Prüfungsbericht



Anlage 6
Seite 1

Rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse

Rechtliche Verhältnisse

Firma: Abwasserbeseitigung der Stadt 
Homburg

Rechtsform: Sonderrechnung gem. §§ 108 
Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. 109 KSVG
Gem. Stadtratsbeschluss vom 4. 
Februar 2021 wird der Regiebetrieb 
zum 1. Januar 2023 in einen Eigenbe-
trieb überführt.

Gründung: 01.01.2008

Betriebssatzung: Auf Beschluss des Stadtrates vom 26. 
Juni 2008 wird der Betrieb als Sonder-
rechnung geführt, auf die Bestim-
mungen des II. Teils der EigVO über 
Wirtschaftsführung und Rechnungs-
wesen angewandt werden.
Am 21. Juli 2022 wird die neue 
Betriebssatzung des Eigenbetriebes 
beschlossen.

Geschäftsjahr: Kalenderjahr

Gegenstand des Unternehmens: Die Beseitigung von Abwasser im Sinne
des SWG auf dem Gebiet der Stadt 
Homburg durch dessen Sammlung und 
Ableitung an die Anlagen des EVS.

Organe der Gesellschaft: Stadtrat
Betriebsleitung

Geschäftsführung/Vertretung: Die Betriebsleitung obliegt dem 
Oberbürgermeister der Stadt Homburg. 
Im Berichtsjahr übernahm Herr Michael 
Forster die Betriebsleitung. Die 
Vertretung richtet sich nach den 
Vorschriften des KSVG.
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Wirtschaftliche Verhältnisse

Die Umsatzerlöse des Berichtsjahres in Höhe von T€ 13.293 setzen sich im 
Vergleich zu Vorjahren wie folgt zusammen:

2021 2020 2019
T€ T€ T€ 

Schmutzwasser 5.914 6.016 5.941

Niederschlagswasser 3.885 3.921 3.489

Großeinleiter 3.355 3.319 3.134

Auflösung empf. Ertragszuschüsse 139 137 137

sonstige 0 0 0

13.293 13.393 12.701

Der gebührenrelevante Frischwasserverbrauch, die jahresbezogene Flächen und 
die Gebühren haben sich in den letzten Jahren wie folgt verändert:

2021 2020 2019
€ € €

Schmutzwassergebühr 3,15 3,15 2,85

Flächengebühr 0,72 0,72 0,64

2021 2020 2019
Frischwasserbrauch Tm3 Tm3 Tm3 

Großeinleiter 722 718 783

Stadtwerke, sonstige 1.865 1.951 2.082

2021 2020 2019
jahresbezogene Flächen Tm2 Tm2 Tm2 

Großeinleiter 1.474 1.467 1.414

sonstige 3.119 3.172 3.184

Straßen 2.274 2.274 2.270
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Verträge von besonderer Bedeutung

Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Stadtwerke Homburg GmbH über die 
Festsetzung und Erhebung der Kanalgebühren.

digitaler Prüfungsbericht
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Fragenkatalog zu § 53 HGrG (nach IDW PS 720)

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung 
sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge

a. Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen 
Geschäftsverteilungsplan für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die 
Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen des
Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die 
Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den 
Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Für die Sonderrechnung Abwasserbeseitigung gelten die Organisationspläne
der Stadt und die Geschäftsordnung des Stadtrates umfänglich.

b. Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden 
und wurden Niederschriften hierüber erstellt?

Wegen der Einbindung in die öffentliche Verwaltung der Kreisstadt Homburg 
wurden bei Bedarf alle Angelegenheiten des Abwasserbetriebes im Stadtrat 
und den entsprechenden Ausschüssen beraten und beschlossen. Der Stadtrat 
hat sich im Berichtsjahr viermal mit den Belangen des Betriebes befasst.
Genehmigte Niederschriften lagen vor.

c. In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 
Satz 3 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Der Bürgermeister als gesetzlicher Vertreter ist als Kommunalpolitiker in 
verschiedenen Kontrollgremien tätig.

d. Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Über-
wachungsorgan) individualisiert im Anhang des Jahresab-
schlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen 
Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? 
Falls nein, wie wird dies begründet?

Der Bürgermeister erhält für seine Tätigkeit in der Sonderrechnung keine 
gesonderte Vergütung. Die Mitglieder des Stadtrates sowie der städtischen
Ausschüsse erhalten keine gesonderten Sitzungsgelder für den Betrieb.
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Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a. Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden 
Organisationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und 
Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen 
regelmäßige Überprüfung?

Für den Abwasserbetrieb gelten die Organisationspläne der Stadt Homburg 
entsprechend. Für die regelmäßige Überprüfung ist die Abteilung Organisation 
der Stadt zuständig. 

b. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan 
verfahren wird?

Nein. 

c. Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und
dokumentiert?

Die in dem Abwasserbetrieb ergriffenen Korruptionspräventionen, zu denen 
etwa Trennung von Anweisung und Vollzug und die Vergabe von Aufgaben 
durch Geschäftsbesorgungsverträge gehören, werden entsprechend den 
Vorschriften der Organisation der Stadt beachtet. 

d. Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche 
Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und 
Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? 
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden?

Im Ergebnis unserer Prüfung liegen nach Art und Umfang geeignete Richtlinien 
und Arbeitsanweisungen vor. Verstöße gegen die Regelungen haben wir nicht 
festgestellt.

e. Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grund-
stücksverwaltung, EDV)?

Die Verträge werden dokumentiert.
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 
Controlling

a. Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und 
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge 
von Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens?

Es wird zum Ende eines Wirtschaftsjahres ein Wirtschaftsplan für das
Folgejahr erstellt. Dieser beinhaltet den Erfolgs-, Investitions- und Finanzplan.
Das Planungswesen entspricht den Vorgaben der Eigenbetriebsverordnung. 
Der Wirtschaftsplan 2021 wurde dem Haupt- und Finanzausschuss vorgelegt 
und durch den Stadtrat am 16. Dezember 2020 beschlossen.

b. Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Planabweichungen werden entsprechend der Haushaltsüberwachung 
permanent, vor Erstellung der entsprechenden Anordnung, untersucht.

c. Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 
und den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Zu dem Rechnungswesen der Gesellschaft haben wir bereits im Abschnitt D 
dieses Berichtes Stellung genommen. Es ist ordnungsgemäß und entspricht 
den Anforderungen der Eigenbetriebsverordnung.

d. Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende 
Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Die Liquiditätskontrolle und die Kreditüberwachung erfolgen durch die 
Stadtkasse.

e. Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und 
haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen 
nicht eingehalten worden sind?

Die Aufgaben eines zentralen Cash-Managements werden von der Stadtkasse 
ausgeübt. 
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f. Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt 
werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass
ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Die Verbrauchsabrechnungen und das Inkasso der Schmutzwassergebühren 
werden von der Stadtwerke Homburg GmbH durchgeführt. Die Fakturierung
erfolgt vollständig und zeitnah. Die Stadtwerke Homburg GmbH leitet die 
erhaltenen Abschläge für die Abwassergebühr an den Betrieb weiter. Das 
Gebühreninkasso für die Niederschlagswassergebühr und für Großeinleiter 
erfolgt durch die Stadt Homburg.

g. Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns
und umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche?

Größenbedingt existiert keine eigene Controlling Abteilung.

h. Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder 
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine 
wesentliche Beteiligung besteht?

Der Betrieb besitzt keine Tochterunternehmen bzw. wesentliche Beteiligungen.

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a. Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale 
definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende 
Risiken rechtzeitig erkannt werden können?

Die Risiken des Betriebes und entsprechende Maßnahmen wurden im 
Lagebericht (Anlage 4) dargestellt. Ein abschließendes
Risikofrüherkennungssystem ist derzeit noch nicht errichtet.

b. Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu 
erfüllen? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht 
durchgeführt werden?

Unseres Erachtens reichen diese Maßnahmen aus und sind geeignet ihren 
Zweck zu erfüllen. 

c. Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

vgl. 4a.
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d. Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 
mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und 
Funktionen abgestimmt und angepasst?

vgl. 4a.

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und 
Derivate

a. Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von 
Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und 
Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu gehört:

Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?
Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen 
Beträgen eingesetzt werden?
Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in 
welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen?

Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien 
ausschließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt 
werden dürfen (z.B. antizipatives Hedging)?

Entfällt, da angabegemäß keine Geschäfte dieser Art durchgeführt werden.

b. Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von 
Kreditkonditionen und zur Risikobegrenzung?

Entfällt, siehe oben.

c. Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes
Instrumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf 

Erfassung der Geschäfte
Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse

Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung

Kontrolle der Geschäfte?

Entfällt, siehe oben.

d. Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) 
dienende Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der 
Risikoentwicklung gezogen?

Entfällt, siehe oben.
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e. Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen 
erlassen?

Entfällt, siehe oben.

f. Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf 
die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen 
geregelt?

Entfällt, siehe oben.

Fragenkreis 6: Interne Revision

a. Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende 
Interne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder 
wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Größenbedingt existiert keine eigene Revisionsabteilung. 

b. Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im 
Unternehmen/Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von 
Interessenkonflikten?

Entfällt, siehe oben.

c. Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen 
Revision/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob 
wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von 
Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne 
Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber 
schriftliche Revisionsberichte vor?

Entfällt, siehe oben.

d. Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer 
abgestimmt?

Entfällt, siehe oben.
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e. Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt 
und um welche handelt es sich?

Entfällt, siehe oben.

f. Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der 
Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne 
Revision/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Entfällt, siehe oben.

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung 
und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans

a. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des 
Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und 
Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?

Es haben sich während unserer Prüfung keine Anhaltspunkte ergeben, dass
die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans bei 
zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt 
wurde.

b. Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Solche Kreditgewährungen haben wir im Prüfungszeitraum nicht festgestellt.

c. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger 
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte 
Maßnahmen vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Für solche Maßnahmen haben sich während unserer Prüfungshandlungen 
keine Anzeichen ergeben.
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d. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht 
mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Es haben sich keine Anhaltspunkte für nicht mit Gesetz, Geschäftsordnung 
und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmende 
Geschäfte und Maßnahmen ergeben.

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen

a. Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 
immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor 
Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken 
geprüft?

Eine angemessene Planung von Investitionen wird im Zusammenhang mit der 
Erstellung des Wirtschaftsplans vorgenommen.

b. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die 
Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. 
Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Nein. Anhaltspunkte für nicht ausreichende Unterlagen/Erhebungen zur 
Preisermittlung haben sich nicht ergeben.

c. Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen 
laufend überwacht und Abweichungen untersucht?

Der Investitionsplan und das Anordnungswesen ermöglichen eine laufende 
Überwachung der Investitionen. Bei erkannten Abweichungen werden die 
Ursachen der Abweichungen untersucht.

d. Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen 
ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Insgesamt wurden im Berichtsjahr Investitionen in Höhe von 519 T€ realisiert.
Im Wirtschaftsplan wurden Investitionen in Höhe von 6.585 T€ geplant. Somit 
haben sich im Berichtsjahr keine Überschreitungen ergeben.
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e. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Nein, solche Verträge wurden nicht abgeschlossen.

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a. Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 
(z.B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Anhaltspunkte dazu haben sich bei der Prüfung des Jahresabschlusses nicht 
ergeben.

b. Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, 
Konkurrenzangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) 
eingeholt?

Für Investitionen werden Ausschreibungen vorgenommen. Dadurch ist 
sichergestellt, dass Alternativangebote vorliegen.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a. Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Ein schriftlicher Zwischenbericht nach § 18 EigVO wurde nicht vorgelegt.

b. Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage 
des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-
/Konzernbereiche?

Vgl. 10a

c. Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 
zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder 
nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare 
Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber 
berichtet?

Eine zeitnahe Unterrichtung des Überwachungsorgans ist unseres Erachtens
erfolgt. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte 
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Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche 
Unterlassungen haben wir nicht festgestellt.

d. Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Über-
wachungsorgan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Eine besondere Berichterstattung gemäß § 90 Abs. 3 AktG wurde nicht 
verlangt.

e. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 
AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen 
ausreichend war?

Dafür haben sich keine Anhaltspunkte ergeben.

f. Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt 
vereinbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem 
Überwachungsorgan erörtert?

Es existiert eine Vermögenseigenschadenversicherung bei der Stadt, die 
jeweils die Angestellten der Stadt und die Mitglieder des Stadtrates
miteinschließen. Eine D&O-Versicherung besteht beim Abwasserbetrieb selbst 
nicht.

g. Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des
Überwachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem 
Überwachungsorgan offengelegt worden?

Es wurden keine solche Interessenskonflikte gemeldet.

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a. Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges 
Vermögen?

Wir sind der Ansicht, dass sämtliches, in der Gesellschaft bilanziertes
Vermögen betriebsnotwendig ist.

b. Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Nein.
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c. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im 
Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere 
Verkehrswerte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Anhaltspunkte dafür haben sich bei unserer Prüfung nicht ergeben.

Fragenkreis 12: Finanzierung

a. Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen 
Finanzierungsquellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag 
bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden?

Der Betrieb finanziert sich sowohl aus Eigen- als auch aus Fremdmitteln. 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten bestehen in Höhe von 37,3 Mio. €
(52 % der Bilanzsumme). Liquide Mittel standen zum Bilanzstichtag in Höhe 
von 2.264 T€ zur Verfügung. Die auch in Zukunft weiterbestehenden
Verpflichtungen zur Sanierung und Erhaltung des Entsorgungsnetzes werden 
weitere Darlehensaufnahmen notwendig machen, da die eigenen finanziellen 
Mittel nicht ausreichen. Weitere Details sind der Kapitalflussrechnung in 
Abschnitt F. III. dieses Berichtes zu entnehmen.

b. Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich 
der Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Entfällt, da kein Konzern besteht.

c. In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers
nicht beachtet wurden?

Das Abwasserwerk hat im Berichtsjahr keinen Zuschuss erhalten.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a. Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigen-
kapitalausstattung?

Die Eigenkapitalquote beträgt 34 %. Nicht inbegriffen sind hierbei die 
empfangenen Ertragszuschüsse.
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b. Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagen-
bildung) mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Ergebnisverwendungsvorschlag der Betriebsleitung ist mit der Lage des 
Betriebes vereinbar.

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a. Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach 
Segmenten/Konzernunternehmen zusammen?

Der Betrieb erfüllt ausschließlich die hoheitliche Aufgabe der Abwasser-
entsorgung.

b. Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Das Jahresergebnis war nicht entscheidend durch einmalige Vorgänge 
geprägt.

c. Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere 
Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den 
Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen 
werden?

Die Sonderrechnung Abwasser weist keine Gesellschafterstruktur auf.

d. Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Der Betrieb zahlt keine Konzessionsabgabe.

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a. Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage 
von Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Im Rahmen unserer Prüfung konnten keine Feststellungen über einzelne 
verlustbringende Geschäfte getroffen werden. 

b. Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um 
welche Maßnahmen handelt es sich?

Entfällt. 
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Ertragslage

a. Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Entfällt.

b. Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die 
Ertragslage des Unternehmens zu verbessern?

Die Ertragslage ist im Wesentlichen von der gebührenrelevanten 
Frischwassermenge, der versiegelten Flächen, dem Verbandsbeitrag des EVS, 
den erforderlichen Instandhaltungsmaßnahmen und den Zinsaufwendungen 
aus der Finanzierung der Investitionen geprägt. Es bestehen keine 
nennenswerten Einflussmöglichkeiten auf diese Kenngrößen.
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Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz
Afa Abschreibung
bzw. beziehungsweise
BilRUG Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz
d.h. das heißt
DRS21 Deutscher Rechnungslegungsstandard Nr.21
EigVO Eigenbetriebsverordnung
EVS Entsorgungsverband Saar
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
HGB Handelsgesetzbuch
HR Handelsregister
HGrG Haushaltsgrundsätzegesetz
IDW Institut der Wirtschaftsprüfer
IDW PS IDW Prüfungsstandard
IKS Internes Kontrollsystem
KAG Kommunalabgabengesetz
KommHVO Kommunale Haushaltsverordnung
KSVG Kommunalselbstverwaltungsgesetz
L. u. L. Lieferungen und Leistungen
PS Prüfungsstandard
s.g. so genannte
SWG Saarländisches Wassergesetz
T€ Tausend Euro
u.a. unter anderem
UR-Nr. Urkundenrollen-Nummer
VOB Verdingungsordnung für Bauleistungen
VOF Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen
VOL Verdingungsordnung für sonstige Leistungen
z.B. zum Beispiel
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